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Wie wirksam ist die Regionalförderung 

Das Ziel der Regionalpolitik ist die Förderung strukturschwacher Gebiete, damit sie zum 
nationalen Durchschnitt aufschließen. Doch die Steuermittel sind knapp und haben viele 
gute Verwendungen. Auch die Regionalförderung muss sich mit ihrem Nutzen 
rechtfertigen. Ist sie tatsächlich wirksam, die Entwicklung benachteiligter Gebiete mit 
zusätzlichen Investitionen anzustoßen? Oder erschöpft sie sich in reinen 
Mitnahmeeffekten, indem sie Investitionen fördert, welche die Unternehmen ohnehin 
getätigt hätten? Führt sie zu einer Verlagerung von Investitionen und Beschäftigung von 
nicht geförderten zu geförderten Gebieten, ohne dass die Gesamtwirtschaft profitiert? 
Kann die Regionalförderung eine nachhaltige, selbsttragende Entwicklung anstoßen, 
die auch dann noch bestehen bleibt, wenn die Förderung wieder ausläuft? Oder bleibt 
der neu geschaffene Wohlstand dauerhaft von Subventionen abhängig? Christian 
Keuschnigg und Michael Kogler, Herausgeber. 
Quelle: Criscuolo Chiara, Ralf Martin, Henry G. Overman und John Van Reenen (2019), 
Some Causal Effects of an Industrial Policy, American Economic Review 109, 48-85. 

 

Viele Staaten setzen seit langem Subventionen und Zuschüsse ein, um wirtschaftlich 
benachteiligte, strukturschwache Regionen zu fördern. Die Wirksamkeit solcher Maßnahmen ist 
allerdings umstritten. Kritiker mutmaßen, dass solche Initiativen sich in Mitnahmeeffekten 
erschöpfen und lediglich private Investitionen finanzieren, welche die Unternehmen ohnehin 
getätigt hätten. 

Wie wirksam ist die Regionalförderung? Empirische Untersuchungen, inwieweit staatliche 
Zuschüsse Investitionen und Beschäftigung steigern können, sind rar. Ein Grund dafür liegt in der 
Schwierigkeit, tatsächlich den kausalen Effekt einer solchen Förderung festzumachen. Ein bloßer 
Vergleich der wirtschaftlichen Entwicklung von Unternehmen mit und ohne staatlicher 
Förderung genügt jedenfalls nicht. Schließlich liegen die geförderten Unternehmen oft in 
strukturschwachen Regionen, was das Unternehmenswachstum im Vergleich zu anderen 
Regionen verzerren kann.  

http://www.fgn.unisg.ch/wpz
http://www.wpz-fgn.com/


WPZ Forschungsnachricht Nr. 47, 31. Mai 2019  S e i t e  | 2 

 

Chiara Criscuolo, Ralf Martin, Henry G. Overman und John Van Reenen untersuchen die 
Wirkungen der Regional- und Industriepolitik auf den Arbeitsmarkt in Großbritannien. Sie 
analysieren das Förderprogramm „Regional Selective Assistance“, welches seit den 1980er Jahren 
besteht und Arbeitsplätze vor allem in der Industrie und im produzierenden Gewerbe schaffen 
und sichern soll. Unternehmen in strukturschwachen Regionen können Zuschüsse für 
Investitionen von bis zu 35 Prozent der Gesamtkosten beantragen. 

Um den kausalen Effekt der Regionalförderung festzumachen, nutzt das Forscherteam eine 
Reform aus dem Jahr 2000. Da regionale Förderprogramme den Wettbewerb verzerren können, 
unterliegen sie den Vorschriften der Europäische Union. Die EU erlaubt wirtschaftliche 
Förderprogramme nur, wenn sie tatsächlich zur Unterstützung strukturschwacher Regionen 
beitragen. Solche Regionen sind in mehrere Kategorien eingeteilt, welche Investitionszuschüsse 
in unterschiedlicher Höhe zulassen. Diese Einteilung wird regelmäßig angepasst, so auch im Jahr 
2000. Dies veränderte die Förderbarkeit der britischen Regionen sowie die zulässige Höhe der 
Investitionszuschüsse, welche ein lokal ansässiges Unternehmen beantragen kann.  

Die Karte in Abbildung 1 veranschaulicht diese Veränderungen. Vor 2000 waren gut 3’400 der 
10’737 Regionen Großbritanniens förderberechtigt. Der maximale Investitionszuschuss lag meist 
bei 20 Prozent der Gesamtkosten und bei 30 Prozent in besonders strukturschwachen Regionen. 
Im Zuge der Neueinstufung im Jahr 2000 verloren über 1’000 Regionen die Berechtigung zu 
Förderungen. Dagegen wurden knapp 500 Regionen neu als strukturschwach und somit 
förderfähig eingestuft. Das Volumen des Förderprogrammes betrug im Beobachtungszeitraum 
jährlich etwa 164 Millionen Pfund. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 1: Maximale regionale Investitionszuschüsse vor und nach 2000 (links vorher, rechts nachher) 
Bemerkung: NGE Net Grant Equivalent (zulässige Förderhöhe), Quelle: Ciscuolo et al. (2019, S. 3) 

 

Die Wissenschaftler untersuchen im Zeitraum von 1997 bis 2004 die Entwicklung der 
Beschäftigung und Arbeitslosigkeit in den verschiedenen Regionen sowie den wirtschaftlichen 
Erfolg der Unternehmen. Die Studie findet ökonomisch relevante Verbesserungen der 
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Arbeitsmarktsituation. Wenn Unternehmen in einer Region einen um 10 Prozentpunkte höheren 
Investitionszuschuss beantragen können, erhöht dies die Zahl der Industriearbeitsplätze 
durchschnittlich um 10 Prozent. Die Anzahl der Arbeitslosen in jener Region geht dadurch um 
rund 4.2 Prozent zurück. Dieses Ergebnis gilt auch unter Berücksichtigung anderer 
wirtschaftspolitischer Maßnahmen, welche im selben Zeitraum umgesetzt wurden. Wäre das 
Förderprogram im Jahr 2000 ausgelaufen, hätte dies einen hypothetischen Verlust von nahezu 
156’000 Arbeitsplätzen in Großbritannien bedeutet. 

Steigt der maximale Investitionszuschuss für 
Industrieunternehmen um 10 Prozentpunkte,  nimmt die 
Beschäftigung in diesem Sektor um 10 Prozent zu.  

Der Beschäftigungsanstieg durch das Förderprogramm kommt in erster Linie durch die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze und nicht durch die Verlagerung aus anderen Regionen oder Branchen 
zustande. Die Forscher finden keine Evidenz, dass die Investitionszuschüsse mit signifikanten 
Arbeitsplatzverlusten in anderen Regionen oder Branchen, welche nicht davon profitieren, 
verbunden sind. 

Die positiven Beschäftigungseffekte der regionalen 
Förderprogramme gehen nicht mit einer Verlagerung von 
Arbeitsplätzen aus anderen Regionen einher.  

Die Industriepolitik begünstigt in erster Linie bestehende Unternehmen. Dort entstehen die 
meisten der neuen Arbeitsplätze. Es sind vor allem kleine Unternehmen mit weniger als 50 
Mitarbeitern, die durch Zuschüsse neue Arbeitsplätze schaffen. Große Unternehmen stellen 
hingegen im Durchschnitt keine zusätzlichen Mitarbeiter ein. Eine mögliche Ursache besteht 
darin, dass sie über mehr Spielraum verfügen, solche Programme auszunutzen. Z. B. können sie 
leichter vorgeben, neue Arbeitsplätze zu schaffen, während sie an anderer Stelle abbauen. 

Vor allem in kleineren Unternehmen führen 
Investitionszuschüsse zu mehr Arbeitsplätzen.  

Innovation und hohe Produktivität stärken nachhaltig das Unternehmenswachstum. Die 
Schätzungen zeigen jedoch, dass staatliche Zuschüsse zwar die Investitionen und die 
Beschäftigung der Unternehmen in strukturschwachen Regionen erhöhen, jedoch ihre 
Produktivität nicht signifikant steigern können. 

Zuschüsse führten zu einem Anstieg der Investitionen.  
Jedoch hatten sie darüber hinaus keinen Einfluss auf die 
Produktivität der geförderten Unternehmen.  

Die positiven Beschäftigungseffekte der Regionalförderung sind daher nicht von Dauer. Nach dem 
Wegfall von Förderungen, z. B. wenn eine Region die Förderbarkeit verliert, verschwinden die 
positiven Beschäftigungseffekte wieder. Die Einführung und Beendigung eines regionalen 
Förderprogramms löst in etwa gleich große Beschäftigungseffekte aus. Dies weist darauf hin, dass 
die Regionalförderung zwar zur Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen beiträgt. Darüber 
hinaus kann sie jedoch kaum eine nachhaltig positive, selbst tragende Regionalentwicklung 
anstoßen. 
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Wirtschaftspolitisches Zentrum WPZ 

Forschung und Kommunikation auf Spitzenniveau für Politik, Wirtschaft und Gesellschaft   

Das Wirtschaftspolitische Zentrum (WPZ) ist eine Initiative der Forschungsgemeinschaft für 
Nationalökonomie (FGN-HSG) an der Universität St. Gallen und ist folgenden Aufgaben gewidmet: 

• Spitzenforschung mit Anwendungsbezug 
• Wissenstransfer in die wirtschaftspolitische Praxis 
• Förderung der wissenschaftlichen Nachwuchstalente 
• Information der Öffentlichkeit 

Unsere Aktivitäten in der Forschung reichen von wegweisenden Studien in Kooperation mit 
international führenden Wissenschaftlern bis hin zu fortlaufenden wirtschaftspolitischen 
Kommentaren. Damit wollen wir die wirtschaftspolitische Diskussion mit grundlegenden 
Denkanstößen beleben und eine konsequente Reformagenda für Österreich entwickeln, um die 
großen Herausforderungen besser zu lösen. Die Erkenntnisse und Ergebnisse der modernen 
Theorie und empirischen Forschung sollen zugänglich aufbereitet und kommuniziert werden, 
damit sie von Entscheidungsträgern und der Öffentlichkeit wahrgenommen und genutzt werden 
können und für die politische Entscheidungsfindung Relevanz entwickeln.  

Wir freuen uns, wenn Sie unsere Initiativen unterstützen und das WPZ weiterempfehlen. 
Informieren Sie sich auf www.wpz-fgn.com über unsere Aktivitäten, folgen Sie uns auf  
www.facebook.com/dasWPZ und kontaktieren Sie uns unter office@wpz-fgn.com.  

Wirtschaftspolitisches Zentrum | www.wpz-fgn.com | office@wpz-fgn.com 
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